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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 87 

vom 11. Juli 1919. 

 

Anwesend:1 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die 

Staatssekretäre Dr. S c h u m p e t e r, S t ö c k l e r und Ing. Z e r d i k, sowie die 

Unterstaatssekretäre Dr. W a i s s und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m, ferner 

zu Punkt 9: Sektionsrat im Staatsamte für Finanzen Dr. W i l f  

 

Vorsitzender: 

Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 

17.00 – 19.00 

 

Reinschrift (11 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Streng vertraulichen Anhang (nur Konzept!) über Mitteilungen Dr. Bauers über die 

außenpolitische Lage und außerordentliche Zuwendungen in Form ständiger 

Remunerationen an Staatsbedienstete (3 Seiten) 

 

Inhalt: 

1. Notstandshilfe für Salzburg. 

2. Bericht über die jüngsten Kohlenlieferungsverhandlungen in Berlin. 

3. Frage der Verleihung von Titeln an Angestellte des ehemaligen Hofes durch 

den Obersten Verwalter des Hofärars. 

4. Gesetzentwurf über die Folgen militärgerichtlicher Verurteilungen. 

5. Gesetzentwurf, womit einige Bestimmungen des Militärstrafgesetzes 

abgeändert und ergänzt werden (2. Militär-Straf-Gesetznovelle). 

                                                 
1  Weiters war auch ein Schriftführer anwesend. 
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6. Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Niederösterreich, 

betreffend die Trennung der Kat. Gemeinde Wolfsberg von der Ortsgemeinde 

Sonnberg. 

7. Steiermärkische Zweigniederlassung Graz der n. ö. 

Landesversicherungsanstalten; Führung des steiermärkischen Landeswappens. 

8. Materielle Zuwendungen an die Hinterbliebenen der am 10. d. M. im Arsenal 

ermordeten Arbeiter. 

9. Gesetzentwurf, womit Maßnahmen zur Erleichterung des Übertrittes von 

Zivilstaatsangestellten in den dauernden Ruhestand getroffen werden (Pensions-

Begünstigungsgesetz). 

 

Beilagen: 

Beilage A zu Punkt 2 betr. Protokoll der Besprechung über die Absprache von 

Kohlenlieferungen zwischen UStSekr. Ellenbogen und dem deutschen Reichskommissar 

für die Kohlenverteilung (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Regierungsvorlage eines Gesetzes über die Folgen 

militärgerichtlicher Verurteilungen mit erläuternden Erklärungen (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Regierungsvorlage eines Gesetzes über die Änderung bzw. 

Ergänzung von Bestimmungen des Militärstrafgesetzes mit erläuternden Erklärungen (10 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Auszug für den Vortrag des StA d. Inneren z. Zl. 24.608/19 über 

ein Gesetz der prov. nö. Landesversammlung hinsichtlich der Trennung der 

Katastralgemeinde Wolfsbrunn von der Ortsgemeinde Sonnberg (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vortrag des StA d. Inneren Zl. 20.953/19 über die Bewilligung für 

die stmk. Zweigniederlassung der nö. Landesversicherungsanstalten, das stmk. 

Landeswappen zu führen (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Gesetzesentwurf des StA f. Finanzen über Maßnahmen zur 

Erleichterung des Übertrittes von Zivilstaatsangestellten in den dauernden Ruhestand mit 

Begründung sowie ein vom zwischenstaatsamtlichen Komitee in Beamtenangelegenheiten 

vorgeschlagenes Gesetz über die Vorbereitung einer neuen Besoldungsordnung für die 

Zivilangestellten (Besoldungsreformgesetz) samt Begründung (17 Seiten) 

 

1. 

Notstandshilfe für Salzburg. 
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Der Vorsitzende macht davon Mitteilung, dass ihm der Landeshauptmann in Salzburg 

auf telegraphischem Wege von dem am 8. Juli l. J. über der Stadt Salzburg und deren 

nächste Umgebung niedergegangenen schweren Unwetter berichtet und als erste 

Hilfeleistung für die notwendigsten Schadensbehebungen den Betrag von 150.000 K als 

staatliche Notstandsaushilfe erbeten habe. 

Staatssekretär E l d e r s c h . gibt bekannt, dass er einvernehmlich mit dem Staatsamte 

für Finanzen der Landesregierung in Salzburg den von ihr angesprochenen Betrag bereits 

zur Verfügung gestellt habe. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis. 

 

2. 

Bericht über die jüngsten Kohlenlieferungsverhandlungen in Berlin. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erstattet sodann einen Bericht über die mit der 

deutschen Reichsregierung in Berlin jüngst abgeführten Kohlenlieferungsverhandlungen; 

hienach werden die deutscherseits an Deutschösterreich zu liefernden Kohlen- und 

Koksmengen auf fördertäglich insgesamt 7000 Tonnen Steinkohlen und Koks erhöht 

werden, wobei als Grundzahl für diese Abmachung für Oberschlesien ein fördertäglicher 

Bahnversand von 65.000 t zu gelten hat, so dass sich also die Zahl von 7000 Tonnen 

fördertäglich für Deutschösterreich entsprechend reduziert, wenn der Bahnversand 

Oberschlesiens unter 65.000 Tonnen sinkt. 

Dieses Abkommen soll zunächst bis 30. November 1919 Geltung haben. Die Lieferung 

erfolgt nach wie vor in gleicher Weise wie bisher durch die verschiedenen 

oberschlesischen Firmen auf Anweisung des Reichskommissars für die Kohlenverteilung 

dem es überdies überlassen bleiben soll, an Stelle oberschlesischer, Kohlen- und 

Kokslieferungen aus Niederschlesien vornehmen zu lassen. Das Abkommen soll von dem 

gleichen Tage ab in Kraft treten, an dem ein zwischen dem deutschen Reichskommissar für 

die Kohlenverteilung und der tschechoslowakischen Import- und Export-Kommission 

getroffenes Abkommen über verstärkte Steinkohlenlieferung deutscherseits und verstärkte 

Braunkohlenlieferung böhmischerseits in Wirkung tritt. Vereinbarungen über eine weitere 

perzentuelle Beteiligung Deutschösterreichs an einem über 6500 Versandtwagen 

fördertäglich hinausgehenden Kohlenversandt aus den oberschlesischen Gruben werden für 

den Zeitpunkt vorbehalten, in dem die Verhandlungen mit der Entente und Polen über 

Kohlenlieferungen nach diesen Ländern erledigt sind. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Ausführungen zustimmend und mit Befriedigung zur 
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Kenntnis.  

 

3. 

Frage der Verleihung von Titeln an Angestellte des ehemaligen Hofes durch den 

Obersten Verwalter des Hofärars. 

Der Vorsitzende führt aus, dass angesichts bevorstehender Pensionierungen im Stande 

der Hofbediensteten und der aus diesem Anlasse gestellten Anträge auf Verleihung von 

Titeln der nächsthöheren Rangsklasse von der Kanzlei des Obersten Verwalters des 

Hofärars im Wege eines der Staatskanzlei vorgeschriebenen Einsichtsaktes die Frage 

aufgeworfen worden sei, wer zur Verleihung derartiger Titel kompetent erscheine. 

Seinerzeit habe der d. ö. Staatsnotar - nachdem das geschäftsführende Direktorium sich zur 

Titelverleihung an Hofbedienstete für unzuständig erklärt hatte - diese Befugnis für sich in 

Anspruch genommen und solche Verleihungen auch vollzogen. Mit dem 

Kabinettsratsbeschlusse vom 17. März d. J. sei Sektionschef Dr. B e c k mit der Führung 

jener Geschäfte betraut worden, welche bisher gemäß den Beschlüssen des d. ö. Staatsrates 

vom 16. November 1918 bezw. vom 20. Februar 1919, dem d. ö. Staatsnotar rücksichtlich 

der Verwaltung des Hofärars übertragen waren. In dem erwähnten Einsichtsakte werde nun 

aus dieser Tatsache der Schluss gezogen, dass der nunmehrige Oberste Verwalter des 

Hofärars auch für die vom früheren Staatsnotar ausgeübte Titelverleihung zuständig 

erscheine, zumal hiefür eine andere Stelle dermalen nicht in Betracht käme und die 

Hofbediensteten - auch jene d. ö. Staatsangehörigkeit - bisher nicht in den d. ö. Staatsdienst 

übernommen, ja nicht einmal durch einfaches Gelöbnis verpflichtet seien. 

Nach einer kurzen, hierüber abgeführten Debatte gelangt der Kabinettsrat zum 

Beschlusse, das im vorliegenden Falle weder eine rechtliche Grundlage für die in Anspruch 

genommene Kompetenz des Obersten Verwalters des Hofärars gegeben sei noch auch 

berücksichtigungswerte Gründe vorliegen, welche derartige Titelverleihungen - etwa vom 

Standpunkte einer materiellen Besserstellung der Bedachten - als nach außenhin vertretbar 

erscheinen lassen würden.2 

 

                                                 
2  Anstelle des letzten Absatzes scheint im Stenogramm folgende Wechselrede auf: 

„F i n k: Kowy-Fall. 
P a u l: Man kann also den Sektionscheftitel verleihen. 
W i l f l i n g: Spricht dagegen. 
B a u e r: Hält diese Titelverleihungen für vollkommen überflüssig. Wenn es sich handeln würde, eine 
höhere Pension zu verschaffen. Man soll sagen, dass Titelverleihungen da überhaupt nicht mehr erfolgen 
können. 
Abgelehnt.“ 
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4. 

Gesetzentwurf über die Folgen militärgerichtlicher Verurteilungen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates 

zur Einbringung einer Gesetzesvorlage über die Folgen militärgerichtlicher Verurteilungen. 

 

5. 

Gesetzentwurf, womit einige Bestimmungen des Militärstrafgesetzes abgeändert und 

ergänzt werden (2. Militär-Straf-Gesetznovelle). 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erbittet vom Kabinettsrate die Ermächtigung, in der 

Nationalversammlung den Entwurf eines Gesetzes, womit einige Bestimmungen des 

Militär-Strafgesetzes abgeändert und ergänzt werden (2. Militär-Straf-Gesetznovelle) 

einbringen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung mit der Maßgabe, dass die dem 

Gesetzentwurfe beizugebenden erläuternden Bemerkungen noch durch einen Hinweis auf 

die von der Staatsregierung in Aussicht genommene tunlichst rasche Aufhebung des 

Militär-Strafverfahrens und der militärischen Strafgerichtsbarkeit ergänzt werden.3 

 
α 6. D e u t s c h: Militärstrafnovelle. 

B a u e r: Das Staatsamt für Heerwesen soll im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Justiz studieren, ob 

das Militärstrafverfahren abgeschafft werden soll. 

D e u t s c h: Das ist eine sehr große Arbeit. Im Motivenbericht wird aufgenommen werden: Das 

Militärstrafverfahren und die Strafgerichtsbarkeit möglichst rasch aufzuheben. 

Angenommen. α 

 

6. 

Gesetzesbeschluss der prov. Landesversammlung in Niederösterreich, betreffend die 

Trennung, der Kat. Gemeinde Wolfsberg von der Ortsgemeinde Sonnberg. 

Staatssekretär E l d e r s c h erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zum 

Beitritt der Staatsregierung zu einem Gesetzesbeschlusse der provisorischen 

Landesversammlung in Niederösterreich, betreffend die Trennung der Katastralgemeinde 

Wolfsberg von der Ortsgemeinde Sonnberg und deren Erhebung zur selbständigen 

Ortsgemeinde. 

 

7. 
                                                 
3  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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Steiermärkische Zweigniederlassung G r a z der n. ö. Landesversicherungsanstalten; 

Führung des steiermärkischen Landeswappens. 

Staatssekretär E l d e r s c h erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

zustimmenden Erledigung eines Ansuchens der Direktion der n. ö. 

Landesversicherungsanstalten in Wien um die Bewilligung zur Führung des 

steiermärkischen Landeswappens durch die steiermärkische Zweigniederlassung der n. ö. 

Landes-Lebens- und Renten- sowie Unfall- und Haftpflicht-Versicherungsanstalt in Graz.  

 

8. 

Materielle Zuwendungen an die Hinterbliebenen der bei den am 10. d. M. im Arsenal 

ermordeten Arbeiter. 

Staatssekretär E l d e r s c h teilt mit, dass der Arbeiterrat des Wiener Arsenales die Bitte 

vorgebracht habe, es möge die bei der jüngsten Bluttat im Arsenal saisierte Summe von 

400.000 in der Weise verwendet werden, dass für die beiden Kinder der Opfer ein Betrag 

von je 50.000 K mündelsicher angelegt werde; weiters wäre der sodann erübrigende Betrag 

von 300.000 K einerseits zur Begleichung der Begräbniskosten andererseits zur Schaffung 

eines „Geiser-Stanzel-Fondes“ zu verwenden, welcher für im Dienste verunglückte 

Arsenalarbeiter bestimmt werden soll. 

Der sprechende Staatssekretär beabsichtige der ihm unterbreiteten Bitte zu entsprechen. 

Der Kabinettsrat erteilt hiezu seine Zustimmung. 

 

9. 

Gesetzentwurf, womit Maßnahmen zur Erleichterung des Übertrittes von 

Zivilstaatsangestellten in den dauernden Ruhestand getroffen werden (Pensions-

Begünstigungs-Gesetz). 

Sektionschef Dr. G r i m m erbittet namens des abwesenden Staatssekretärs für Finanzen 

vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur Einbringung eines Gesetzentwurfes, womit 

Maßnahmen zur Erleichterung des Übertrittes von Zivilstaatsangestellten in den dauernden 

Ruhestand getroffen werden (Pensions- Begünstigungs-Gesetz). 

Zu dem vorliegenden Entwurfe bringen, nachdem Sektionsrat Dr. W i l f l i n g die 

einzelnen Bestimmungen eingehend erläutert hatte, die Staatssekretäre P a u l und 

B r a t u s c h sowie Vizepräsident P a n t z mehrere Abänderungsanträge ein. Dieselben 

haben einerseits Abänderungen rein stilistischer Art, andererseits mehrfache meritorische 

Vorschläge zum Gegenstande. Letztere beziehen sich zunächst auf den Wortlaut des § 2, 
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Absatz 1, des Entwurfes; diesfalls wird eine Abänderung dahingehend beantragt, dass die 

Staatsangestellten, die eine zur Erlangung des Anspruches auf den vollen Ruhegenuss 

erforderliche Dienstzeit schon zurückgelegt haben, jeweils binnen drei Monaten nach 

Vollstreckung dieser Dienstzeit in den Ruhestand zu versetzen sind, wobei sich jedoch 

diese Maßnahme: nur auf solche Staatsbedienstete beziehen soll, die bis längstens Ende 

Dezember 1920 den erwähnten Anspruch erlangt haben werden. Weiters wurde die 

ausnahmsweise Gewährung von Ausnahmen, jedoch nur aus zwingenden dienstlichen 

Gründen, angeregt, wobei die Beschlussfassung über derartige außergewöhnliche 

Sonderfälle dem Kabinettsrate vorbehalten bliebe. 

Zu § 3 lit. c) der Vorlage wurde beantragt, dass den bereits in der höchsten Gehaltsstufe 

stehenden Bediensteten auch solche Angestellte gleichzuhalten wären, die zwar die höchste 

Gehaltsstufe (Überschreitung der Altersgrenze) nicht erreichen konnten, aber eine 

dementsprechende Personalzulage erhalten haben. 

Sektionsrat Dr. W i l f l i n g erklärt vom Standpunkte des Staatsamtes für Finanzen 

diese sowie auch alle anderen rein stilistischen Abänderungs- bezw. Ergänzungsvorschläge 

für gerechtfertigt und stellt eine entsprechende Änderung des Wortlautes der einschlägigen 

Stellen des Gesetzestextes in Aussicht.4 

Der Kabinettsrat erteilt sohin dem Staatssekretär für Finanzen die erbetene 

Ermächtigung zur Einbringung dieses entsprechend ergänzten bezw. abgeänderten 

Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung.5 

 

Zusätze aus dem Stenogramm 87 

                                                 
4  Anstelle dieses Absatzes findet sich folgende Wechselrede im Stenogramm: 

„§ 4 lit. d) der Deutlichkeit halber abstuft: Der zur Zeit des Ausscheidens tatsächlich bezogene 
Aktivbezug. 
Bratusch: Oberster Gerichtshof. 
Fink: Es wird sofort hinauflizitiert. 
Wilfling: Gegen die Aufnahme der Bestimmung (Antrag Pantz) kein Hindernis. 
Fink: Änderung 1) Paul 31.12.1920 

                               2) Anregung Pantz: Ausnahme sachlicher Art mit Zustimmung des Kabinettsrates, die 
Bestimmung müsste sehr vorsichtig gefasst werden.“ 
5  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt auch das Stenogramm: 

„G r i m m: Bespricht den Antrag des Staatsamtes für Finanzen zum Entwurf des Beamtenkomitees. 
W i l f l i n g: Bespricht. 
P a u l: § 2; 31.12.1920: Regt an Ende 1919. 
E l d e r s c h: Misst dem Gesetz keine besondere Bedeutung bei. 
B r a t u s c h: § 3 lit. c. 
P a n t z: Zusatz: Dass aus zwingenden dienstlichen Rücksichten von dieser Pensionierung abgesehen 
werden kann. 
W i l f l i n g: Antwortet.“ 
An dieser Stelle wurden noch weitere Materien behandelt, die nicht in die Reinschrift aufgenommen 
wurden und nur im Stenogramm aufscheinen. Sie werden im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze 
aus dem Stenogramm“ wiedergegeben. 
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Nächsten Dienstag 8 Uhr Personalkonferenz. 

 

11.) Urlaubsfrage 

L o e w e n f e l d: Es dauert mir schon zu lange. 

F i n k: Die Genehmigung des Hauptausschusses. 

B a u e r: Verantwortlich kann nur sein der von der Nationalversammlung gewählte Staatssekretär. 

Hauptausschuss. 

Kabinettsrat einverstanden, dass dem Hauptausschuss Kenntnis gegeben wird. 

 
















































































